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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Lohnsteuerliche Behandlung der Überlassung beziehungsweise 
Übertragung von Vermögensbeteiligungen ab 2024 (§ 3 Nummer 39, § 19a 
Einkommensteuergesetz (EStG)) 

Vor dem Hintergrund der Änderungen durch das Zukunftsfinanzierungsgesetz 
und das Wachstumschancengesetz hat das Bundesministerium der Finanzen 
(BMF) zur lohnsteuerlichen Behandlung der Überlassung bzw. Übertragung von 
Vermögensbeteiligungen mit Schreiben vom 1. Juni 2024 Stellung genommen. 

Inhalt des Schreibens: 

1. Steuerfreiheit gemäß § 3 Nr. 39 EStG 
2. Aufgeschobene Besteuerung geldwerter Vorteile aus 

Vermögensbeteiligungen (§ 19a EStG) 
3. Mitarbeiterbeteiligungsprogramm nach französischem Recht 

(FCPE) 

Anwendung 

Das BMF-Schreiben ist ab dem 1. Januar 2024 anzuwenden. Es ersetzt das 
BMF-Schreiben vom 16. November 2021 (BStBl I S. 2308). 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 1. Juni 2024, IV C 5 - S 2347/24/10001 :001.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2024-06-01-lst-behandlung-vermoegensbet.pdf?__blob=publicationFile&v=13
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 13. Juni 2024 

 
 
Es wird eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
darüber eingeholt, ob § 36 Abs. 4 des Gewerbesteuergesetzes 
i.d.F. des Unternehmenssteuerfortentwicklungsgesetzes vom 
20.12.2001 (BGBl I 2001, 3858, BStBl I 2002, 35) auch insoweit 
gegen die verfassungsrechtlichen Grundsätze des 
Vertrauensschutzes aus Art. 20 Abs. 3 des Grundgesetzes 
verstößt, als er § 8 Nr. 5 des Gewerbesteuergesetzes i.d.F. dieses 
Gesetzes auf Ausschüttungen ausländischer Kapitalgesellschaften 
für anwendbar erklärt, die von der ausschüttenden Gesellschaft vor 
dem 12.12.2001 verbindlich beschlossen wurden und die der direkt 
oder mittelbar über ein inländisches Wertpapier-Sondervermögen 
mit weniger als 10 % an der ausschüttenden Gesellschaft 
beteiligten Körperschaft vor diesem Zeitpunkt zugeflossen sind. 
Zum Urteil 
 
 
Die Bewertungsvorschriften der §§ 218 ff. des 
Bewertungsgesetzes i.d.F. des Grundsteuer-Reformgesetzes vom 
26.11.2019 (BGBl I 2019, 1794) sind bei der im 
Aussetzungsverfahren gemäß § 69 Abs. 3 der 
Finanzgerichtsordnung gebotenen summarischen Prüfung 
verfassungskonform dahin auszulegen, dass auf der Ebene der 
Grundsteuerwertfeststellung im Einzelfall der Nachweis eines 
niedrigeren (gemeinen) Werts erfolgen kann. Hierfür ist regelmäßig 
der Nachweis erforderlich, dass der Wert der wirtschaftlichen 
Einheit den festgestellten Grundsteuerwert derart unterschreitet, 
dass sich der festgestellte Wert als erheblich über das normale 
Maß hinausgehend erweist.  
Zum Urteil, siehe auch den inhaltsgleichen Beschluss II B 79/23 
sowie die Pressemitteilung 026/24. 
 
 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird folgende Frage zur 
Vorabentscheidung vorgelegt: 
Sind Art. 24 Abs. 1 sowie Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anhang III 
Kategorie 12 der Richtlinie 2006/112/EG dahin gehend 
auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung wie § 12 Abs. 2 
Nr. 11 Satz 2 UStG entgegenstehen, durch die ein Mitgliedstaat 
von der von ihm vorgesehenen Steuersatzermäßigung für die 
Vermietung von Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer 
zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereithält, durch ein 
nationales Aufteilungsgebot Leistungen, die nicht unmittelbar der 
Vermietung dienen und mit dem Entgelt für die Vermietung 
abgegolten sind, auch dann ausnehmen darf, wenn es sich hierbei 
‑‑wie hier (nur) bei der Bereitstellung von Parkplätzen‑‑ um 
unselbständige Nebenleistungen zur kurzfristigen Beherbergung 
von Fremden handelt? 
Zum Urteil 

Vorlagebeschluss I R 
36/23 (I R 5/18): 
Verfassungsmäßigkeit 
der Geltung des § 8 Nr. 
5 GewStG für 
Auslandsdividenden 
aus Streubesitz im 
Erhebungszeitraum 
2001 
 
 
7. Februar 2024 
 

Beschluss II B 78/23 
(AdV): AdV einer 
Grundsteuerwert-
feststellung im 
sogenannten 
Bundesmodell 
 
 
 
 
 
27. Mai 2024 
 

 

 EuGH-Vorlage XI R 
11/23 (XI R 34/20): 
EuGH-Vorlage zum 
Aufteilungsgebot 
beim ermäßigten 
Steuersatz bei 
unselbständiger 
Nebenleistung zur 
Beherbergung (hier: 
Parkplätze) 
 
10. Januar 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410094/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410095/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410096/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/neue-grundsteuer-aussetzung-der-vollziehung-einer-grundsteuerwertfeststellung-im-sogenannten-bundesmodell/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410099/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

EuGH-Vorlage XI R 13/23 (XI R 7/21): EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot 
beim ermäßigten Steuersatz bei unselbständiger Nebenleistung zur 
Beherbergung (hier: Frühstücksleistungen) 
10. Januar 2024 
Zum Urteil 
 
EuGH-Vorlage XI R 14/23 (XI R 22/21): EuGH-Vorlage zum 
Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steuersatz bei unselbständiger 
Nebenleistung zur Beherbergung (hier: Parkplätze, Fitness- und 
Wellnesseinrichtungen, W-LAN) 
10. Januar 2024 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 19/20: Zur Verletzung des Steuergeheimnisses 
17. Oktober 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil IX R 20/23: Änderung eines Einkommensteuerbescheids nach § 
175b Abs. 1 AO 
20. Februar 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Ansatzvoraussetzungen für eine Pensionsrückstellung 
Sind die Voraussetzungen für den Bezug einer Altersrente mit Erreichen der 
Regelaltersgrenze eindeutig bestimmt, ist hierfür eine Pensionsrückstellung zu 
bilden, auch wenn die Pensionszusage keine eindeutigen Angaben zu den 
Voraussetzungen eines vorzeitigen Altersrentenbezugs enthält. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten über die einkommenserhöhende Auflösung von 
Pensionsrückstellungen und den Ansatz verdeckter Gewinnausschüttungen 
(vGA). 
Alleinige Gesellschafter und zugleich Geschäftsführer der Klägerin, einer GmbH, 
waren Y und Z. Auf der Grundlage eines entsprechenden 
Gesellschafterbeschlusses erteilte die Klägerin beiden Geschäftsführern 
inhaltsgleiche Pensionszusagen (Altersrente bei Ausscheiden aus der Firma mit 
Erreichen der Altersgrenze 66,67 % des Aktivgehalts pro Monat --p.M.--). 
Zugleich wurde eine Witwenrente zugunsten der jeweiligen Ehepartner (60 % der 
Anwartschaft auf Altersrente) vereinbart. 
Nach mehreren Änderungen wurde folgende Formulierung für die Altersrente 
gewählt: 
"Die Altersgrenze ist der letzte Tag des Monats, in dem sie ihr 65. Lebensjahr 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410100/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410101/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410097/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410098/
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vollenden. Sie haben auch die Möglichkeit, zu einem früheren oder einem 
späteren Zeitpunkt als der Vollendung des 65. Lebensjahres bei Ausscheiden aus 
der Firma eine Altersrente gemäß Punkt A-1. zu beziehen. Aufgrund der kürzeren 
bzw. längeren Dienstzeit und entsprechend längeren bzw. kürzeren 
Gewährungsdauer der Rente wird die mit dem 65. Lebensjahr gemäß Punkt A-1. 
erreichbare Rente um 0,4 Prozent pro Monat der längeren Dienstzeit erhöht. Der 
vorzeitige Bezug der Rente ist jedoch entsprechend den Regelungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung frühestens nach Vollendung des 60. 
Lebensjahres möglich." 
Im Januar 2010 übertrugen Z und Y ihre Geschäftsanteile auf ihre Söhne S und T 
und legten ihre Ämter als Geschäftsführer nieder; Z und Y waren zu diesem 
Zeitpunkt 58 Jahre und 11 Monate beziehungsweise von 56 Jahre und 4 Monate 
alt. Die Klägerin bildete in ihren Steuerbilanzen zum 31.12.2009 bis 31.12.2012 
für die Pensionsverpflichtungen gegenüber Z und Y Pensionsrückstellungen. 
Im Rahmen einer Außenprüfung kam der Fachprüfer für betriebliche 
Altersversorgung unter anderem zu der Einschätzung, dass Z und Y -als im 
Hinblick auf die ihnen erteilten Pensionszusagen beherrschende 
Gesellschafter- nach Veräußerung der Geschäftsanteile aus den Diensten der 
Klägerin ausgeschieden seien. Für diesen Fall ließen die Zusagen nach ihrem 
Wortlaut keinen vorzeitigen Bezug von Altersrente zu, da dieser nur "bei 
Ausscheiden aus der Firma" möglich sei. Aufgrund des vorzeitigen (vor dem 60. 
Lebensjahr erfolgten) Ausscheidens sei ein zusagegemäßer Altersrentenbezug 
erst mit Vollendung des 65. Lebensjahres zulässig gewesen. Durch die 
zusagewidrig erfolgten vorzeitigen Rentenzahlungen an Z und Y werde die 
Veranlassung der Zusagen durch das Gesellschaftsverhältnis evident. Bei den 
Rückstellungszuführungen der Jahre ab 2009 handele es sich daher ebenso wie 
bei den monatlichen Rentenzahlungen um vGA. 
Die Außenprüferin war der Ansicht, ausweislich des vorgelegten 
Gesellschafterbeschlusses sei anlässlich der Gesellschafterversammlung keine 
Konkretisierung hinsichtlich der zu erteilenden Pensionszusagen erfolgt, so dass 
die Pensionsrückstellung aufzulösen sei. Zudem sehe die gesetzliche 
Rentenversicherung einen Rentenbezug mit Vollendung des 60. Lebensjahres 
nicht vor. Für 2009 sei die Pensionsrückstellung in voller Höhe aufzulösen. Für 
die Jahre 2010 bis 2012 seien die in den Steuerbilanzen erfolgten Zuführungen 
rückgängig zu machen. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH  
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 
das Finanzgericht zurückverwiesen. 
Der Ansatz einer Pensionsrückstellung ist zugelassen, "wenn und soweit" die in § 
6a Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes angeführten Voraussetzungen erfüllt 
sind; dazu muss die schriftlich erteilte Zusage eindeutige Angaben zu Art, Form, 
Voraussetzungen und Höhe der in Aussicht gestellten künftigen Leistungen 
enthalten. 
Fehlt es an dieser Eindeutigkeit der Zusage einer Versorgungskomponente, 
hindert dies eine Rückstellung für die Zusage einer anderen 
Versorgungskomponente (bei Teilbarkeit der zugesagten Leistungen) insoweit 
nicht. 
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Sind daher die Voraussetzungen für den Bezug einer Altersrente mit Erreichen 
der Regelaltersgrenze eindeutig bestimmt, ist hierfür eine Pensionsrückstellung 
zu bilden, auch wenn die Pensionszusage keine eindeutigen Angaben zu den 
Voraussetzungen eines vorzeitigen Altersrentenbezugs enthält. 
Im zweiten Rechtsgang wird das Finanzgericht insbesondere auch zu prüfen 
haben, ob mit Blick auf die zu bildende Pensionsrückstellung für alle Streitjahre 
eine außerbilanzielle Korrektur unter dem Gesichtspunkt der vGA vorzunehmen 
ist. 
Eine solche Korrektur kommt im Streitfall etwa unter dem Gesichtspunkt in 
Betracht, dass den Geschäftsführern Z und Y eine Pensionszusage 
möglicherweise vor Ablauf einer angemessenen Probezeit gewährt worden ist. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 28. Februar 2024 (I R 29/21), veröffentlicht am 6. Juni 2024. 
 
Zur Anwendung des § 8c KStG a.F. auf Verluste gemäß § 15a EStG 
§ 8c Abs. 1 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes in der für das Streitjahr 2014 
maßgeblichen Fassung ist nicht auf verrechenbare Verluste gemäß § 15a des 
Einkommensteuergesetzes anwendbar, die einer Kapitalgesellschaft als 
Mitunternehmerin einer Kommanditgesellschaft zugerechnet werden (entgegen 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 04.07.2008, BStBl I 2008, 
736, Tz. 2). Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten über den Wegfall eines verrechenbaren Verlustes im 
Sinne des § 15a Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes in der im Jahr 2014 
(Streitjahr) geltenden Fassung (EStG). 
Dabei vertrat das Finanzamt die Auffassung, dass § 8c KStG a.F. auch auf die 
einer Körperschaft als Mitunternehmerin zuzurechnenden verrechenbaren 
Verluste nach § 15a EStG anwendbar sei und zu deren Untergang führe (vgl. 
BMF, Schreiben vom 04.07.2008, BStBl I 2008, 736, Tz. 2). 
Die Klage dagegen vor dem Finanzgericht Köln hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
§ 8c Abs. 1 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes in der für das Streitjahr 2014 
maßgeblichen Fassung ist nicht auf verrechenbare Verluste gemäß § 15a des 
Einkommensteuergesetzes anwendbar, die einer Kapitalgesellschaft als 
Mitunternehmerin einer Kommanditgesellschaft zugerechnet werden. 
Für die durch das Finanzamt vorgenommene Kürzung des verrechenbaren 
Verlustes fehlt eine Rechtsgrundlage, denn § 8c KStG a.F. ist nicht auf 
verrechenbare Verluste gemäß § 15a Abs. 4 EStG, die einer Kapitalgesellschaft 
als Mitunternehmerin einer KG zugerechnet werden, anwendbar. 
Wie bereits die Überschrift zeigt, trifft § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG a.F. eine Regelung 
über den Verlustabzug von Körperschaften. Dementsprechend gilt die Regelung 
nur für Verluste von Körperschaften. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410091/
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ZUM SEMINAR 

Die für den Fall eines schädlichen Beteiligungserwerbs angeordnete 
Rechtsfolge -das heißt die Nichtabziehbarkeit und damit der Wegfall nicht 
genutzter Verluste- kann folglich nur Verluste der Körperschaft betreffen (vgl. 
auch Zerwas/Fröhlich, DStR 2007, 1933, 1936) und nur auf der Ebene der 
Körperschaft eintreten. 
Dementsprechend können Verluste, die eine Körperschaft als Mitunternehmerin 
einer KG erleidet, erst auf der Ebene der Körperschaft den Beschränkungen des 
§ 8c Abs. 1 Satz 1 KStG a.F. unterliegen. 
Auf eine Personengesellschaft, die Subjekt der Gewinnerzielung, 
Gewinnermittlung und Einkünftequalifikation ist (hierzu z.B. BVerfG, Beschluss 
vom 05.06.2013, 2 BvR 2677/11, Kammerentscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts 20, 333, Rz 6), ist § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG a.F. 
hingegen nicht (unmittelbar) anwendbar (vgl. auch HHR/Suchanek, § 8c KStG Rz 
32c; Mühlhausen, Ubg 2015, 207). 
Auch auf Verluste einer KG, die einer als Kommanditistin beteiligten Körperschaft 
zugerechnet werden und die dem Ausgleichs- und Abzugsverbot des § 15a EStG 
unterliegen, ist § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG a.F. nicht anwendbar. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 24. April 2024 (IV R 27/21), veröffentlicht am 6. Juni 2024. 
 

Business Meldungen 
 
Strg Tax - Der Podcast für die Besteuerung der öffentlichen Hand (PwC 
Deutschland) 
  
Kommunalfinanzierung unter rechtlichen und steuerlichen Aspekten (Teil 2) 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 

Terminplaner 
  
Steuern zum Frühstück 
Webcast, 18.6.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/steuernzumfruehstueck
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410092/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/243687/strg-tax-der-podcast-fuer-die-besteuerung-der-oeffentlichen-hand-pwc-deutschland/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2024 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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